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Kommission 3 „Verkehr und Kommunikation“
Isolde Ries, MdL,
Landtagsvizepräsidentin
Vorsitzende

Empfehlung
Für eine nachhaltige Stadtentwicklung – Europäischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) künftig auch für Verkehrsinfrastruktur und Tourismus
Der Interregionale Parlamentarier-Rat begrüßt die Initiative der Europäischen Kommission für einen „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlamentes und des Rates mit besonderen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und das Ziel „Investitionen in Wachstum und Beschäftigung“ und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 vom 6.10.2011 [KOM(2011) 614].“
Die vorgeschlagene Verordnung legt wirksam den Interventionsbereich des EFRE fest und definiert zudem in einer Negativliste Maßnahmen, die nicht förderfähig sind.
In Kapitel III werden „Besondere Bestimmungen zur Behandlung von territorialen Besonderheiten“ geregelt, zuerst in Artikel 7 die „Nachhaltige Stadtentwicklung“.

Nach Auffassung des Interregionalen Parlamentarier-Rates ist eine nachhaltige Stadtentwicklung unter Berücksichtigung von Maßnahmen zur Bewältigung wirtschaftlicher Herausforderungen unter Ausblendung von verkehrstechnischen Problemstellungen nicht möglich, denn wirtschaftliche und verkehrstechnische Herausforderungen sind häufig untrennbar miteinander verknüpft. Dies gilt im Übrigen auch in gleicher Weise für ländliche Gebiete.
Der Interregionale Parlamentarier-Rat ruft deshalb die Verantwortlichen auf, Artikel 7 der oben genannten Verordnung um den Begriff der „verkehrstechnischen Herausforderungen, mit denen städtische sowie ländliche Gebiete konfrontiert sind“ zu ergänzen.
Nach Auffassung des Interregionalen Parlamentarier-Rates gilt der Tourismus als eine der größten Wachstumsbranchen in der Großregion. Tourismus stellt damit auch einen immer größer werdenden Wirtschaftsfaktor dar, der Arbeitsplätze in der Großregion schafft und erhält. Tourismus wird mehr und mehr zum unverzichtbaren Investitionsfeld. Tourismus in der Großregion zu fördern und auszubauen muss deshalb ein Anliegen aller politisch Verantwortlichen sein. 

Der Interregionale Parlamentarier-Rat ruft deshalb die Verantwortlichen auf, auch „Tourismus“ als förderfähigen Tatbestand in die künftige EFRE-Förderung aufzunehmen.

...
Der Interregionale Parlamentarier-Rat richtet diese Empfehlung an:

· die Regierung des Großherzogtums Luxemburg,

· die Regierung der Wallonischen Region,

· die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens,

· die Regierung der Fédération Wallonie-Bruxelles,

· die Landesregierung von Rheinland-Pfalz,

· die Landesregierung des Saarlandes,

· den Präfekten der Region Lorraine,

· den Conseil Régional de Lorraine

und nachrichtlich an

· die Regierung der Französischen Republik,

· die Regierung des Königreichs Belgien,
· die Regierung der Bundesrepublik Deutschland
· die Europäische Kommission, das Parlament und den Rat.
Metz, 7. Dezember 2012
